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1.3 Die Verfassung von 1862

Nachdem zu Beginn der 1860er-Jahre ein Grossteil der deutschen Staaten eine liberale

Verfassung erhalten hatte, äusserte auch die Bevölkerung Liechtensteins den Wunsch nach

einer Reform. Fürst Johann Il. übte sein Amt erst etwa seit knapp zwei Jahren aus, als er am

2. September1862 die neue, konstitutionelle Verfassung unterzeichnete. Diese kam erst

nach unzähligen Änderungen und Kompromissen zustande, die sich über fast ein Jahr lang

hingezogen hatten. (www.fuerstundvolk.li)

In der neuen Verfassung war das monarchische Prinzip zwar nach wie vor verankert, aber

der Landtag, die Regierung und die Richter hatten nun das Recht, in der Politik mitzuwirken.

Dadurch war die Macht des Fürsten zum ersten Mal in der Geschichte etwas eingeschränkt.

Der Landtag besass von nun an 15 Abgeordnete, von denen das Volk indirekt - über

Wahlmänner- zwölf wählen konnte. Die restlichen drei Mitglieder ernannte jeweils der

Fürst. Der neue Landtag war nun dazu berechtigt, sich an der Gesetzgebung der

Aussenpolitik sowie an der Gestaltung der Staatsfinanzen zu beteiligen. Mit der Verfassung

von 1862 veränderte sich auch der Aufbau der Regierung.Sie setzte sich aus einem

Landesverweser, zwei Landräten aus Liechtenstein und einem Regierungssekretär

zusammen. Alle Mitglieder der Regierung wurden vom Fürsten ernannt.

(www.fuerstundvolk.li) Auch wenn die Verfassung für damalige Verhältnisse sehr liberal

ausgearbeitet war, fehlten Rechte wie die Glaubensfreiheit, die Versammlungsfreiheit oder

die Gewerbefreiheit. (Vogt, 1990, S. 178)

1.4 Die Verfassung von 1921

Der Zerfall Osterreich-Ungarns nach dem 1. Weltkrieg entfachte im liechtensteinischen Volk

den Wunsch nach einer neuen Verfassung. Man verlangte eine neue aussenpolitische

Orientierung: Weg von Österreich, hin zur Schweiz. Vor allem aber forderte die Bevölkerung

schon länger eine demokratische Verfassung. Das beinhaltete unter anderem die Rechte, an

der Regierung des Fürstentums aktiv mitwirken zu können, einen Regierungschef aus dem

Land zu haben, die Landtagsabgeordneten selbst wählen zu dürfen und die Gerichte

hauptsächlich mit liechtensteinischen Richtern besetzen zu können. Das Volk verdeutlichte

seine Forderung, als es am 9. November 1918 ein Misstrauensvotum gegen den

amtierenden Landesverweser einreichte und damit die Regierung «stürzte». Noch im selben

Jahr begann der vom Fürsten gewählte Regierungsausschuss damit, die neue Verfassung

auszuarbeiten. Diese trat schliesslich am 24. Oktober 1921 in Kraft. Das war das zweite Mal

in der Amtszeit von Fürst Johann Il., dass er seinem Volk eine neue Verfassung genehmigte.

(www.fuerstundvolk.li)

Mit der Verfassung von 1921 erhielt das Fürstentum seine heutige Staatsform, die wie folgt

definiert wird: «konstitutionelle Erbmonarchie auf demokratischer und parlamentarischer

Grundlage.» (Verfassung des Fürstentums Liechtenstein, 1921, S. 1) Der Fürst hatte nun


